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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Richtiinie des Rates zur Änderung von Artikei 5 Absatz 2 
der Richtiinie vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern 
auf die Ansammiung von Kapital 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie des Rates vom 
17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf 
die Ansammlung von Kapital sieht in den in Ab- 
satz 1 dieses Artikels unter a, b, und c genannten 
Fällen vor, daß der Betrag, auf den die Gesellschaft- 
steuer angewendet wird, nicht unter dem tatsäch- 
lichen Wert der jedem Gesellschafter zugeteilten 
oder gehörenden Gesellschaftsanteile liegt oder dem 
Nennwert dieser Anteile, wenn dieser höher ist als 
ihr tatsächlicher Wert. 

In einigen dieser Fälle entspricht die Heranziehung 
des tatsächlichen Wertes der Gesellschaftsanteile als 
Mindestbesteuerungsgrundlage nicht den Grundsät- 
zen der harmonisierten Gesellschaftsteuer, die darauf 
abzielen, der Gesellschaftsteuer nur die Vorgänge 


zu unterwerfen, die der rechtliche Ausdruck einer 
Ansammlung von Kapital sind und dies nur insoweit 
als sie zur Verstärkung des Wirtschaftspotentials der 
Gesellschaft beitragen — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie vom 17. Juli 1969 
wird durch folgende Vorschrift ersetzt: 

„2. In den Fällen der unter Absatz 1 Buchstaben a 
und b genannten Art darf der Betrag, auf den die 
Gesellschaftsteuer erhoben wird, nicht unter dem 
Nennbetrag der jedem Gesellschafter zugeteilten 
oder gehörenden Gesellschaftsanteile liegen. Bei an- 
deren als Bareinlagen können die Mitgliedstaaten für 
die Bestimmung des tatsächlichen Wertes dieser Ein- 
lagen den tatsächlichen Wert der jedem Gesellschaf- 
ter zugeteilten oder gehörenden Gesellschaftsan- 
teile zugrundelegen." 


Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


1) 69/335/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 249 vom 3. Oktober 1969 
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Begründung 


1. Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a und b der Richt- 
linie vom 17. Juli 1969 betreffend die indirekten 
Steuern auf die Ansammlung von Kapital sieht 
vor, daß die Gesellschaftsteuer auf den tatsächlichen 
Wert der Einlagen (bei Gründung einer Kapitalge- 
sellschaft, Erhöhung des Kapitals oder Erhöhung des 
Gesellschaftsvermögens) oder auf den tatsächlichen 
Wert der der Gesellschaft gehörenden Gegenstände 
(bei Umwandlung in eine Kapitalgesellschaft oder 
Verlegung des Ortes der Geschäftsleitung) erhoben 
wird. 

Absatz 1 c schreibt außerdem vor, daß im Falle der 
Erhöhung des Gesellschaftskapitals einer Kapital- 
gesellschaft durch Umwandlung von Gewinnen, 
Rücklagen oder Rückstellungen die Gesellschaft- 
steuer auf den Nennwert dieser Kapitalerhöhung 
erhoben wird. 

Jedoch darf gemäß Absatz 2 dieses Artikels in den 
vorgenannten Fällen der steuerpflichtige Betrag nicht 
niedriger sein als der tatsächliche Wert der jedem 
Gesellschafter zugeteilten oder gehörenden Gesell- 
schaftsanteile oder deren Nennbetrag, wenn letzterer 
ihren tatsächlichen Wert überschreitet. 

2. Bei der Anwendung dieser Richtlinie durch die 
Mitgliedstaaten zeigte sich, daß eine strikte Anwen- 
dung von Artikel 5 Absatz 2 in einigen der vorge- 
nannten Fälle der Erhöhung des Gesellschaftskapi- 
tals eine zu hohe Besteuerung nach sich ziehen konn- 
te, wenn den Grundsätzen der harmonisierten Ge- 
sellschaftsteuer Rechnung getragen wird, die darauf 
abzielen, der Gesellschaftsteuer nur die Vorgänge 
zu unterwerfen, die Rechtsausdruck einer Ansamm- 
lung von Kapital sind, soweit sie zur Verstärkung 
des Wirtschaftspotentials der Gesellschaft beitragen. 

Dieser Fall kann insbesondere bei einer Erhöhung 
des Gesellschaftskapitals einer Gesellschaft durch 
Bareinlagen und Zeichnung der neuen Aktien durch 
die ehemaligen Aktionäre eintreten. Hier liegt die 
Bareinlage der ehemaligen Aktionäre oft erheblich 
unter dem tatsächlichen Wert der begebenen und 
diesen Aktionären zugeteilten neuen Gesellschafts- 
anteile. Die Erhebung der Gesellschaftsteuer auf- 
grund dieses Wertes würde zu einer zu hohen Be- 
steuerung führen, wenn man berücksichtigt, daß auf- 
grund dieses Vorgangs das Wirtschaftspotential der 


Gesellschaft nur um die Bareinlage gewachsen ist 
und der Aktionär feststellt, daß sein Aktienvermö- 
gen sich nur um einen Wert erhöht, der dem Zeich- 
nungspreis entspricht. 

Dieser Umstand läßt sich an folgendem Beispiel ver- 
deutlichen: 

Eine Gesellschaft A ist mit einem Kapital von 
10 000 000 F, vertreten durch 1000 bar eingezahlte 
Aktien zu je 10 000 F, gegründet worden. 

Sieben Jahre später belaufen sich die reinen Aktiva 
der Gesellschaft durch die vorbehaltenen Gewinne 
auf 20 000 000 F. 

Die Gesellschaft beschließt nunmehr die Erhöhung 
ihres Kapitals von 10 000 000 F auf 20 000 000 F durch 
die Ausgabe von 1000 Aktien mit einem Nennwert 
von je 10 000 F, die von den früheren Aktionären zu 
pari gezeichnet werden. 

Der Inhaber einer alten Aktie (im Werte von 
20 000 000 F: 1000 = 20 000 F), der eine neue Aktie 
zum Preis von 10 000 F zeichnet, wird Inhaber von 

30 0000 000 

zwei Aktien im Werte von jeweils 20 OO — ^ 

15 000 F, insgesamt also 30 000 F (oder 20 000 -h 
10 000 F 30 000). 

Durch seine Einlage von 10 000 F erhöht sich somit 
sein Aktienvermögen wertmäßig um 10 000 F, also 
um die Bareinlage. Wenn er nämlich eine zweite 
Aktie im Werte von 15 000 F erhält, so stellen davon 
5000 F den Gegenwert der Kürzung um einen Bruch- 
teil der alten Aktien und 10 000 F die Vergütung für 
die Bareinlage dar. 

3. Wie sich aus dem angeführten Beispiel ablesen 
läßt, entspricht das, was der Aktionär als Aktienwert 
für seine Bareinlage erhält, dem eingebrachten Be- 
trag; um diesen Betrag ist auch das Wirtschafts- 
potential der Gesellschaft aufgrund dieser Einlage 
gewachsen. Offenkundig führt also die Erhebung der 
Gesellschaftsteuer aufgrund des tatsächlichen Wertes 
des Wertpapiers, also 15 000 F, wie Artikel 5 Absatz 
2 der Richtlinie vom 17. Juli 1969 es wörtlich genom- 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 3. Oktober 1969 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
3. April 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Ste 3/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19, März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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men vorsieht, nicht zu dem tatsächlichen Wert der 
Einlage, also 10 000 F, sondern zu einer Besteuerung, 
die im Rahmen der harmonisierten Gesellschaft- 
Steuer in keiner Weise berechtigt ist. Dabei bleibt 
der Umstand unberücksichtigt, daß eine derartige 
Besteuerung wirtschaftlich nicht wünschenswert 
wäre; denn sie könnte die Kapitalerhöhungen von 
Gesellschaften und somit ihre Entwicklung ernsthaft 
behindern. 

Aus diesen Gründen hält es die Kommission für an- 
gebracht, daß die Mitgliedstaaten darauf verzichten, 
als Mindestgrundlage für die Erhebung der Gesell- 
schaftsteuer vom tatsächlichen Wert der jedem Ge- 
sellschafter zugeteilten oder gehörenden Gesell- 
schaftsanteile auszugehen. Es erscheint indessen not- 
wendig, ihnen die Möglichkeit zu lassen, den tat- 
sächlichen Wert dieser Anteile als Maßstab für die 
Beurteilung des tatsächlichen Wertes der Einlage 
anzusetzen, wenn diese eine andere als eine Barein- 
lage beinhaltet. 

Dies ist das mit dem anliegenden Vorschlag ange- 
strebte Ziel. 
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